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�
1.	Einleitung





Am 12. März 2000 wählt das Freiburger Stimmvolk den Verfassungsrat, der gemäss der Volksabstimmung vom 13. Juni 1999 die Totalrevision der Staatsverfassung durchführen wird.





Dieses Merkblatt dient der Information der Bürgerinnen und Bürger über alle Fragen zur Wahl des Verfassungsrates, wobei hervorzuheben ist, dass die für die Wahl der Grossrätinnen und Grossräte anwendbaren Bestimmungen im Wesentlichen auch für die Mitglieder des Verfassungsrates gelten.








2.	Der Wahlmodus des Verfassungsrates 





Der Verfassungsrat wird vom Volk gewählt und setzt sich wie der Grosse Rat aus 130 Mitgliedern zusammen (Art. 80 Abs. 2 der Staatsverfassung vom 7. Mai 1857). Die 130 Sitze des Verfassungsrates werden nach folgendem Verteilschlüssel auf die Wahlkreise des Kantons verteilt:





Freiburg-Stadt:	18 Mitglieder;


Saane-Land:	26 Mitglieder;


Sense:	21 Mitglieder;


Greyerz:	21 Mitglieder;


See:	15 Mitglieder;


Glane:	10 Mitglieder;


Broye:	12 Mitglieder;


Vivisbach:	  7 Mitglieder.





Die Wahl erfolgt nach dem Proporzsystem gemäss den allgemeinen Bestimmungen über die Wahl des Grossen Rates. Kurz gesagt sind es folgende Modalitäten: 





-	Zuerst werden jeder Liste oder Listenverbindung nach Massgabe ihrer Stimmenzahl Sitze zugeteilt.


-	Die Kandidatinnen oder Kandidaten jeder Liste, die am meisten Stimmen erhalten haben, werden vom Oberamtmann für gewählt erklärt.


-	Die nicht gewählten Personen werden nach Massgabe ihrer Stimmenzahl auf der Liste der Ersatzleute jeder Liste aufgeführt. Wird in der Folge ein Sitz frei, so wird die erste Ersatzfrau oder der erste Ersatzmann der Liste vom Oberamtmann für gewählt erklärt.





�



3.	Wer kann für den Verfassungsrat kandidieren?





Alle stimmberechtigten Schweizerinnen und Schweizer, die das 18. Lebens�jahr vollendet und ihren Wohnsitz im Kanton haben, können für den Verfassungsrat kandidieren.





Gemäss der Verfassung besteht für die Wahl in den Verfassungsrat keine Unvereinbarkeit (Art. 80 Abs. 2, 2. Satz der Staatsverfassung von 1857). Folglich sind die im Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte vorgesehenen Unvereinbarkeiten nicht anwendbar. Die Personen, die ein politisches Mandat auf Kantons�ebene ausüben (Mitglieder des Grossen Rates oder des Staatsrates, Oberamtmänner), die Magistraten der Rechtspflege (z.B. Kantonsrichterinnen und -richter, Gerichtspräsidentinnen und -präsidenten), die Beamtinnen und Beamten und die Angestellten des Staates können dem Verfassungsrat grundsätzlich ohne Einschränkung angehören. Allerdings kann für die Ausübung eines solchen öffentlichen Amtes eine vorgängige Bewilligung verlangt werden. Dies ist insbesondere bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Staates der Fall (vgl. Art. 47 des Gesetzes über das Dienstverhältnis des Staatspersonals).








4.	Wie kann man für den Verfassungsrat kandidieren?





Die Bildung der Wahllisten 





Die Wahl nach dem Proporzsystem setzt die vorgängige Bildung von Wahllisten voraus, die von einer politischen Partei, einer Wählergruppe oder einer wählbaren Person gebildet werden können. Die Bürgerinnen und Bürger, die kandidieren wollen, können sich auf ihre eigene Liste eintragen oder politische Parteien oder Wählergruppen um ihre Eintragung bitten. Die Wahlliste bezeichnet die kandidierende(n) Person(en). Sie muss von 25 im betreffenden Wahlkreis wohnhaften Aktivbürgerinnen und Aktivbürgern eigenhändig unterzeichnet sein und eine Bezeichnung tragen, die geeignet ist, sie von den übrigen Listen zu unterscheiden. Eine Person darf nicht mehr als eine Liste unterzeichnen und kann ihre Unterschrift nach der Einreichung der Liste nicht mehr zurückziehen. Auf der Liste ist anzugeben, wer von den Unterzeichnenden der Liste die bevollmächtigte Person ist, die mit den Beziehungen zu den Behörden beauftragt ist, und wer ihre Stellvertreterin oder ihr Stellvertreter ist. 





Jede Wahlliste muss einige Angaben über die darauf aufgeführten Kandidatinnen und Kandidaten enthalten. Anzugeben sind: 





1.	Name;


2.	Vorname;


3.	Stand oder Beruf;


4.	Wohnsitz;


5.	gegebenenfalls andere geeignete Angaben, um sie zu identifizieren und von den anderen zu unterscheiden.





Die Kandidierenden müssen ihre Kandidatur eigenhändig bestätigen. Am einfachsten ist es, wenn die Kandidatinnen und Kandidaten direkt auf der einzureichenden Liste unterschreiben. Fehlt diese Unterschrift, so muss mit der Wahlliste eine schriftliche Bestätigung jeder kandidierenden Person eingereicht werden. 





Die Listen dürfen nicht mehr Namen enthalten, als im Wahlkreis Sitze zu vergeben sind. Die Zahl der Sitze ist in Ziffer 2 dieses Merkblatts angegeben. Enthält eine Liste mehr Namen, als Mitglieder des Verfassungsrates für den betreffenden Wahlkreis zu wählen sind, so werden die überzähligen Namen am Schluss der Liste vom Oberamtmann von Amtes wegen gestrichen. 





Kandidierende dürfen nicht mehrmals auf ein und derselben Liste aufgeführt werden. Sie können auch nicht auf verschiedenen Listen kandidieren, andernfalls wird der Name gestrichen.





Durch eine übereinstimmende schriftliche Erklärung der Unterzeichnenden der Listen oder deren Bevollmächtigten können auch zwei oder mehr Listen ver�bunden werden. Eine solche Listenverbindung gilt bei der Zuteilung der Sitze als eine Liste. Die Listenverbindungen müssen spätestens am Montag, dem 7. Februar 2000, eingereicht werden. 








Die Einreichung der Wahllisten 





Sobald die Wahllisten erstellt sind, müssen sie beim Oberamt des Bezirks, zu dem der betreffende Wahlkreis gehört, eingereicht werden. Die Listen müssen spätestens am Montag, dem 31. Januar 2000, 12 Uhr, eingereicht werden. 





Die Einreichung der Liste wird vom Oberamt mit einer Quittung bestätigt. 








Die Erstellung der endgültigen Wahllisten 





Enthält die eingereichte Liste Fehler oder unangemessene Bezeichnungen, so fordert das Oberamt die bevollmächtigte Person der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner auf, die Liste zu ergänzen oder zu berichtigen. Dabei arbeiten die Behörde und die unterzeichnende Person zusammen. Ebenso können nicht wählbare Personen, die auf der Wahlliste stehen, vom Oberamtmann gestrichen werden. In diesem Fall können die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner einen Ersatz vorschlagen. 





Nach dieser allfälligen Bereinigung der Listen erstellt der Oberamtmann die endgültigen Kandidatenlisten und versieht sie mit einer Nummer. Die Listen werden anschliessend, spätestens am Donnerstag der zweiten Woche vor dem für die Wahl festgesetzten Sonntag, in den Gemeinden öffentlich angeschlagen. Nur die vom Oberamt veröffentlichten Listen können angeschlagen werden.








5.	Die Unterstützung des Staates 





Wie für die Wahl des Grossen Rates steht den politischen Parteien und den Wählergruppen folgende finanzielle Unterstützung zu:








Rückerstattung der Druckkosten für die Wahllisten





Der Staat vergütet den politischen Parteien und Wählergruppen die Kosten für den Druck der Wahllisten im Verhältnis zur Zahl der eingeschriebenen Stimmberechtigten. Anspruch haben die Listen, die mindestens 1% aller gültigen Stimmen erzielen. Der Staatsrat bestimmt den Gesamtbetrag, der den politischen Parteien und Wählergruppen gezahlt wird. 








Finanzieller Beitrag an die Wahlkampfkosten 





Der Staat beteiligt sich an den Wahlkampfkosten der politischen Parteien und Wählergruppen, die mindestens 1% aller gültigen Stimmen erzielen. Dieser Beitrag, der vom Staatsrat auf 97'500 Franken festgesetzt wurde, wird im Verhältnis zu den von den politischen Parteien und Wählergruppen erzielten Stimmen ausgerichtet.








6.	Muster einer Wahlliste 





Zur Veranschaulichung der verschiedenen Angaben dieses Merkblatts enthält der Anhang das Muster einer Wahlliste für die Wahl des Verfassungsrates. 








Freiburg, den 30. September 1999


�
Wahl des mit der Totalrevision der Staatsverfassung beauftragten Verfassungsrates


Sonntag, 12. März 2000








Bezeichnung der Kandidatenliste:�
......................................................................................�
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Wahlkreis:�
......................................................................................�
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Liste Nr.: (von der Behörde auszufüllen)�
......................................................................................�
�






Kandidatinnen und Kandidaten:�
�
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Nr.�
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Stand oder Beruf �
Andere Angabe 


Geburtsdatum �
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�
1�
�
�
�
�
�
�
�
2�
�
�
�
�
�
�
�
3�
�
�
�
�
�
�
�
4�
�
�
�
�
�
�
�
5�
�
�
�
�
�
�
�
6�
�
�
�
�
�
�
�
usw.�
�
�
�
�
�
�
�






Bevollmächtigter der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner:�
......................................................................................�
�






Stellvertreter des Bevollmächtigten der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner:�
......................................................................................�
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Unterschriften der Personen, die die Liste unterstützen:
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